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Satzung 

vom 22.02.2016 Aktualisierung auf der Mitgliederversammlung vom 

11.02.2020 

Präambel: 

Durch die zunehmende Spezialisierung im Gesundheitswesen und die vielfältigen 
medizinischen Möglichkeiten wird die Empfehlung zu einer angemessenen Therapie 
häufig schwierig. Hinzukommen in unserer multikulturellen Gesellschaft 
unterschiedliche Lebensentwürfe und Moralvorstellungen, sowohl -auf der Seite der 
Behandler als auch auf der Seite der Patienten. Dies kann dazu führen, dass 
Fragen dazu auftreten, welche Behandlung für den Einzelnen, oft selbst nicht 
entscheidungsfähigen Patienten, die Beste sein sollte. 
Dies erfordert es, sich neben den rein medizinischen Möglichkeiten zur Behandlung 
der Erkrankung mit dem erkrankten Menschen auseinanderzusetzen, mit seiner 
Herkunft, seinem Umfeld, seiner Autonomie und seinen persönlichen Vorstellungen, 
um eine umfassende individuelle Therapieempfehlung aussprechen zu können, die 
diesem einzelnen Menschen gerecht wird, seine Zustimmung findet und ihm am 
meisten nützt und am wenigsten schadet. 

Das Ambulante Ethikkomitee Bochum e.V. (AEB) ist ein multiprofessionelles Team, 
dessen Mitglieder sich unter anderem beruflich und/oder ehrenamtlich um die 
gesundheitliche Unterstützung von Menschen kümmern. Sie setzen sich mit den 
körperlichen, psychischen, sozialen und spirituellen Bedürfnissen von Menschen in 
gesundheitlichen Krisen auseinander. Grundlage ist die Unantastbarkeit der 
menschlichen Würde und der Respekt vor der Selbstbestimmung von Menschen. Zu 
den Aufgaben des AEB gehören ethische Fallberatungen und die Implementierung 
einer standardisierten gesundheitliche Vorausplanung (GVP) in Bochum neben 
internen und öffentlichen Fort-und Weiterbildungen zur Ethik im Gesundheitswesen 
und zur GVP. 

Im Mittelpunkt steht der einzelne Mensch, der nicht als Objekt der Medizin 
betrachtet werden soll, sondern trotz seiner Erkrankung eine Person mit eigenen 
Lebensvorstellungen und Wünschen ist, die im Gesamtkonzept der Behandlung 
führend sind. 

§1 Name, Sitz, Geschäftsjahr

1.1 Der Verein führt den Namen "Ambulantes Ethikkomitee 

Bochum" (abgekürzt AEB ) 

Er soll in das Vereinsregister i. S. d. § 21 BGB beim Amtsgericht Bochum 

eingetragen werden und führt dann den Zusatz "e. V." 

1.2 Der Verein hat seinen Sitz in Bochum 
1.3 Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral. 

1 .4 Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
1 .5 Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke i. 
S. d. Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.
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§ 2 Zweck des Vereins

2.1 Zweck des Vereins ist die Förderung des öffentlichen 

Gesundheitswesens und der öffentlichen Gesundheitspflege. 

Ziel des Vereins ist die Förderung und Entwicklung von Behandlungsstandards 
und Ethik in der ambulanten Versorgung von schwerkranken Patienten im 
Bochumer Raum. 

Der Satzungszweck soll insbesondere verwirklicht werden durch: 

1. Beratung von Patient*innen und von im ambulanten Bereich tätigen 
Professionen, Ehrenamtlichen, Angehörigen und betreuenden Personen 
bei Fragen zu Behandlungsstandards und Ethik in der ambulanten 
Versorgung von Patient*innen; durch die Ethikberatung von Patient*innen 
und von damit verbundenen Professionen durch telefonische und/oder 
persönliche Beratung durch Ethikberater*innen (" ethisches Fallgespräch")

2. Hilfestellung für Betroffene in Krisensituationen - Vermittlung von 
Informationen und Gesprächen

3. Einsatz für die Implementierung einer standardisierten gesundheitlichen 
Vorausplanung in Bochum

4. Begleitforschung bzw. Teilnahme an wissenschaftlichen Untersuchungen. 
Das umfasst die Dokumentation der Beratungsfälle sowie ihre 
Auswertung, gegebenenfalls mit einem Institut, einer Universität bzw. 
einer Fachhochschule, mit dem Ziel, zukünftige Krisensituationen besser 
analysieren und möglichst vermeiden zu können.

5. Öffentlichkeitsarbeit -Vorträge, Seminare, Zeitungsartikel, schriftliches 
Infomaterial und Telefoninformation bei Anfrage

6. Ausbildung von Gesprächsbegleiter*innen, Ethikberater*innen, die 
Organisation von Qualitätszirkeln, Arbeitsgruppen und Netzwerkkonferenzen 
mit anderen Professionen aus dem Gesundheitssystem

7. Zusammenarbeit mit anderen Institutionen, die um Ethik und 
Behandlungsstandards in der ambulanten Versorgung bemüht sind
und/oder Betroffene unterstützen - gegenseitigen Wissensaustausch und 
wechselseitige Beratung.

2.2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie 
eigenwirtschaftliche Zwecke. 

2.3 Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 
verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln 
des Vereins. 

2.4 Es darf keine Person oder Organisation durch Ausgaben, die dem 
Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe 
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Vergütungen begünstigt werden. 

2.5 Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich 
ausgeübt. Der Vorstand kann die Wahrnehmung laufender Geschäfte und die 
Durchführung der Vereinsaufgaben, insbesondere im Zusammenhang der 
Ausbildung von Ethikberater*innen und Gesprächsbegleiter*innen auch 
einzelnen Vorstandsmitgliedern und Vereinsmitgliedern übertragen und deren 
Tätigkeiten angemessen vergüten. 
Ehrenamtlich tätigen Personen können die ihnen entstandenen Auslagen 
erstattet werden. 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft - Fördermitglieder

3.1 Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden. 
Der Verein kann auch fördernde Mitglieder als Mitglieder ohne Stimmrecht 
aufnehmen. Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet abschließend 
der Vorstand. 

3.2 Fördermitglieder des Vereins können natürliche oder juristische 
Personen werden. Für den Erwerb der Fördermitgliedschaft gelten §§ 4 
und 5 entsprechend. 

Fördermitglieder haben auf der Mitgliederversammlung Rederecht, aber 
kein Antragsrecht, kein Stimmrecht und kein aktives und passives 
Wahlrecht. 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

4.1 Die Mitgliedschaft endet 
a) mit dem Tod des Mitglieds,
b) durch Austritt,
c) durch Streichung von der Mitgliederliste,
d) durch Ausschluss aus dem Verein,
e) bei juristischen Personen durch deren Auflösung, Austritt oder

Ausschluss.
Die Mitglieder sind auch nach ihrem Ausscheiden aus dem Verein der 
Schweigepflicht unterworfen. 

Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Er ist 
nur zum Schluss eines Monats unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 
einem Monat zulässig. 

Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands ausgeschlossen werden, 
wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung des 
Jahresbeitrags im Rückstand ist. Der Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich 
mitzuteilen. 

Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen in erheblichem Maße 
verstoßen hat, durch Beschluss des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen 
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werden. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied Gelegenheit zu geben, sich 

persönlich zu rechtfertigen. Außerdem steht dem Mitglied diesbezüglich einen 
Monat nach Zustellung des schriftlichen Ausschlussbeschlusses das Recht auf 
Einberufung der Mitgliederversammlung zu. 

§ 5 Mitgliedsbeiträge
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages
und dessen Fälligkeit wird von der Mitgliederversammlung bestimmt.

Näheres regelt eine Beitragsordnung, die von der Mitgliederversammlung zu 
beschließen ist. 

§ 6 Organe des Vereins

a) der Vorstand
b) die Mitgliederversammlung
c) der Beirat (fakultativ)

§ 7 Der Vorstand

7.1 Der Vorstand i. S. d. § 26 BGB besteht aus mindestens drei Personen, ein 
Vorstandsmitglied ist der/die 1. Vorsitzende, die anderen sind 
Stellvertreter*innen. 

7.2 Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich jeweils durch zwei 
Mitglieder des Vorstandes gemeinschaftlich vertreten. 

7.3 Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit 
sie nicht durch Satzung der Mitgliederversammlung übertragen sind. 
Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

o Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, sowie
Aufstellung der Tagesordnung;

o Ausführung von Beschlüssen derMitgliederversammlung;
o Aufstellung eines Haushaltsplans (Wirtschaftsplan) für jedes

Geschäftsjahr, Buchführung, Erstellung des Jahresberichts
(Wirtschaftsbericht) und Durchführung aller finanziellen
Angelegenheiten;

o Beschlussfassung über die Aufnahme und den Ausschluss von
Mitgliedern;

o Aufstellung von Richtlinien für den Betrieb der vereinseigenen
Einrichtungen;

o Erstellen und beschließen einer organinternen Geschäftsordnung, z.B.
auch für die Ethikberatung.

7.4 Der/die 1. Vorsitzende führt die Geschäfte der laufenden 
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Verwaltung des Vereins. Seine/ihre Vertretungsmacht ist in der Weise 
beschränkt, dass zu Rechtsgeschäften mit einem Geschäftswert von 
über EUR 1.000 die Zustimmung des Vorstands erforderlich ist. 

7 .5 Der Vorstand kann die Führung bestimmter Geschäfte einem 
Dritten übertragen. Dieser ist berechtigt an den Sitzungen des 
Vorstandes mit beratender Stimme teilzunehmen. 

7 .6 Die Haftung des Vorstands ist im Verhältnis zu den Mitgliedern und dem 
Verein auf grobe Fahrlässigkeit und Vorsatz beschränkt. Vorstandsmitglieder 
haben auf Antrag Anspruch auf ihre Tätigkeit umfassenden 
Haftpflichtversicherungsschutz in angemessener Höhe. 

7 .7 Der Vorstand kann einen Beirat berufen und gegebenenfalls auch wieder 
abberufen. Dem Beirat obliegt die Unterstützung und Beratung des Vorstands 
in allen Themenbereichen des Vereins. 
Bezüglich der Auslagenerstattung bei einer Beiratstätigkeit gilt§ 2.5 dieser 
Satzung entsprechend. 

§8 Amtsdauer des Vorstands

8.1 Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei 
Jahren, vom Tage der Wahl an gerechnet, gewählt. Mehrmalige Wiederwahl ist 
zulässig. Der Vorstand bleibt bis zur Neuwahl eines Vorstandes im Amt. 

8.2 Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode aus, so 
wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied (aus den Reihen der Vereinsmitglieder) 
für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. 

§9 Beschlussfassung des Vorstands

9.1 Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in 
Vorstandssitzungen, die vom/von (der) 1. Vorsitzenden oder von 
Vertreter*innen schriftlich oder fernmündlich einberufen werden. In jedem Fall 
ist eine Einberufungsfrist von einer Woche einzuhalten. 
Es bedarf bei der Einberufung der zusätzlichen Mitteilung der Tagesordnung. 

9.2 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei 
Vorstandsmitglieder, darunter der/die Vorsitzende oder einte Stellvertreter/*in, 
anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 
des Leiters/der Leiterin der Vorstandssitzung. 

Die Vorstandssitzung leitet der/die 1. Vorsitzende, bei dessen Abwesenheit 
sein/ihr Vertreter. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren und 
vom/von der Sitzungsleiter*in zu unterschreiben. 

9.3 Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege oder fernmündlich 
gefasst werden, wenn die Mehrheit der Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung 
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zu der zu beschließenden Regelung erklärt. 

9.4 Weiteres regelt die organinterne Geschäftsordnung, eine schriftliche 
Fassung der Regelungen, die der jeweilige Vorstand sich selbst gibt. 

§ 10 Die Mitgliederversammlung

10.1 In der Mitgliederversammlung (MV) hat jedes anwesende Mitglied -
auch ein Ehrenmitglied oder eine juristische Person - eine Stimme. Die 
Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Der 
Mitgliederversammlung obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 

o Wahl und Abwahl des Vorstandes;
o Wahl von zwei Kassenprüfern/Kassenprüferinnen;
o Beschlussfassung über die Geschäfts-und die Finanzordnung des

Vereins einschließlich der Grundsätze über die Erstattung von
Aufwendungen;

o Festsetzung der Mitgliederbeiträge und deren Fälligkeit;
o Entgegennahme des Geschäftsberichtes des Vorstandes;
o Genehmigung des Wirtschaftsberichts und des Haushaltsplans;
o Entlastung des Vorstandes;
o Beschlussfassung über die Änderung der Satzung -

einschließlich des Vereinszwecks und des Programms;
o Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins;
o Ernennung von Ehrenmitgliedern.

10.2 Als Kassenprüfer*innen wählt die ordentliche Mitgliederversammlung 
auf die Dauer von 3 Jahren zwei mit dem Rechnungswesen vertraute 
Mitglieder. Diese haben die Kassenführung und den Wirtschaftsbericht 
aufgrund der Belege auf ihre Richtigkeit zu überprüfen und hierüber 
mündlich in der MV Bericht zu erstatten. 

§ 11 Die Einberufung der Mitgliederversammlung

11.1 Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Halbjahr, soll die 
ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. Außerdem muss eine 
Mitgliederversammlung einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es 
erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder die Einberufung 
schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangt. 

11.2 Jede Mitgliederversammlung ist vom Vorstand schriftlich unter Einhaltung 
einer Einladungsfrist von zwei Wochen und unter Angabe der Tagesordnung 
durch persönliches Anschreiben (einfacher Brief) an jedes Mitglied oder durch 
E-Mail oder durch Fax einzuberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die
Absendung der Einladung folgenden Werktages. Das Einladungsschreiben gilt
als dem Mitglied zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied dem Verein
schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist.
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11.3 Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

§ 12 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

12.1 Die Mitgliederversammlung wird vom/von der Vorsitzenden, bei 
dessen/ deren Verhinderung von einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. 
Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung eine/n 
Leiter*in. 

12.2 Für das Protokoll bestimmt der Versammlungsleiter eine/n 
Protokollfü hrer*in. 

12.3 Die Art der Abstimmung bestimmt die/der Versammlungsleiter*in. Die 
Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der bei der 
Abstimmung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

12.4 Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter 
kann Gäste zulassen. Über die Zulassung der Presse, des Rundfunks und 
des Fernsehens beschließt die Mitgliederversammlung. 

12.5 Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist 
unabhängig von der Zahl der Erschienenen beschlussfähig. 

12.6 Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Zur Änderung der 
Satzung (einschließlich des Vereinszwecks) ist jedoch eine Mehrheit von drei 
Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine 
solche von 9/10 erforderlich. 

12.7 Für die Wahlen gilt Folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein/e Kandidat*in 
die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl 
zwischen den Kandidat*innen statt, welche die beiden höchsten Stimmzahlen 
erreicht haben. 

12.8 Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll 
aufzunehmen, das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem/der 
Protokollführer*in zu unterzeichnen ist. 

Es soll folgende Feststellungen enthalten: 
o Ort und Zeit der Versammlung,
o die Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers,
o die Zahl der erschienenen Mitglieder,
o die Tagesordnung,
o die einzelnen Abstimmungsergebnisse und
o die Art der Abstimmung.

12.9 Bei Satzungsänderungen ist die zu ändernde Bestimmung anzugeben. 






